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Ein überbewertetes Vorbild

Aus der ganzen Welt schicken Eltern ihre 
Kinder in die USA, damit sie eine gute Bil-
dung erhalten. Dafür, dass das gelingt, gibt 
es keine Garantie. Das US-Bildungssystem 
ist kompliziert, reproduziert Privilegien und 
bietet nicht allen eine Aufstiegschance. 

Von Cema Tork

Laut der staatlichen US-Behörde National 
Center for Education Statistics (NCES) be-
legten die USA 2015 beim Lernerfolg für 
Mathematik bei den 15-Jährigen Platz 36 in 
der Welt, Platz 19 für Naturwissenschaft und 
Platz 15 für Lesen. 
	 Rund 84 Prozent der Oberstufenschü-
ler machen den High-School-Abschluss. 
Diese Quote scheint gut, allerdings haben 
Menschen ohne diesen Abschluss in den 
USA keine Chance, jemals  einen gut bezahl-
ten Job zu bekommen.

Die USA schneiden im Bildungsbe-
reich nicht wirklich schlecht ab, sie sind 
aber auch nicht besonders gut. Dennoch 
entscheiden sich viele Menschen aus ande-
ren Ländern für einen Bildungsweg in den 
USA. Die Gründe dafür sind, dass

●● viele Schüler und Studenten schon 
Englisch können,

●● Abschlüsse aus den USA auf der gan-
zen Welt anerkannt werden und

●● die USA historisch ein Einwande-
rungsland mit guten Zukunftschancen sind.

Was viele nicht wissen, ist, dass das 
US-amerikanische Bildungssystem sehr 
komplex, facettenreich und nicht einfach 
zu verstehen ist. Viele glauben, dass Privat-
schulen das System hervorragend machen, 
aber diese sind nur ein kleiner Teil davon.

GRUND- UND WEITERFÜHRENDE SCHULE

Die meisten Amerikaner besuchen eine 
Grund- und danach eine weiterführende 
Schule. Es gibt in den Bundesstaaten Schul-
pflicht bis zum Alter von 16 bis 18 Jahren.  
Staatliche Schulen sind kostenfrei zugäng-
lich. Die öffentlichen Schulen unterliegen 
der Kontrolle der Bundesstaaten. Lehrplä-
ne und Fördermöglichkeiten variieren von 
Staat zu Staat. 
	 Laut NCES wendete die öffentliche 
Hand pro Schüler durchschnittlich unge-
fähr 12 ,000 Dollar im Schuljahr 2014/2015 

auf. Das waren 29 Prozent mehr als der 
Durchschnitt in den Ländern der Organi-
sation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (OECD).

Vielen wohlhabenden Eltern sind die 
öffentlichen Schulen trotzdem nicht gut 
genug. Sie schicken ihre Kinder lieber auf 
Privatschulen. Nach NCES-Angaben  be-
suchten 2015 ungefähr zehn Prozent der 
Schüler von Grund- und weiterführenden 
Schulen private Einrichtungen. Viele die-
ser Schulen sind an Kirchen und andere 
Religionsgemeischaften gebunden, aber 
viele Eltern wählen sie nicht wegen des 
Glaubens. Sie wollen, dass ihre Kinder bes-
ser unterrichtet werden als an öffentlichen 
Schulen. Sie denken dabei an Hochschul-
zulassung, Status und Karrierechancen.

Die Unterschiede zwischen öffent-
lichen und Privatschulen sind groß. Laut 
einem OECD-Report sind Privatschulen in 
den USA besser ausgestattet als öffentliche 
Schulen. In Privatschulen herrscht in der 
Regel mehr Sicherheit und weniger Krimi-
nalität als in öffentlichen. Auch die Lehrer 
sind häufig besser. Privatschullehrer wer-
den besser bezahlt und müssen weniger 
arbeiten. Nicht überraschend ist das Leis-
tungsvermögen von Schülern an Privat-
schulen im Allgemeinen besser.

Wegen der hohen Schulgebühren 
kommen die Kinder meist aus privilegierten 
Haushalten. Außerdem bevorzugen Privat-
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schulen Schüler mit entsprechendem Fami-
lienhintergrund und Status.

Zudem ist die Ungleichheit auch in-
nerhalb des öffentlichen Schulsystems im-
mens. Angehörige der amerikanischen Ur-
einwohner, Afroamerikaner und Hispanics 
schneiden bei den Abschlüssen im Schnitt 
schlechter ab als weiße Schüler.

Öffentliche Schulen in afroamerika-
nisch dominierten Gegenden haben einen 
schlechteren Ruf als öffentliche Schulen in 
Gegenden mit weißer Mehrheit. Die finan-
zielle Unterstützung der Schulen hängt von 
der Grundsteuer ab, folglich können Ge-
meinden mit reicherer Bevölkerung mehr in 
das Schulwesen investieren. 

Die lange Geschichte der Rassentren-
nung hat dazu geführt, dass farbige Minder-
heiten bis heute in eigenen Bezirken leben. 
Sie sind auf vielfache Weise benachteiligt.  
Laut NCES tendieren besonders Angehörige  
von Minderheiten dazu, Schulen in armen 
Kommunen zu besuchen. Afroamerikani-
sche Schüler gehen seltener an Universitä-
ten als ihre weißen Mitschüler. 

Die Ungleichheit in der Bildung ist 
ein intensiv diskutiertes Thema, aber trotz-
dem hat es die Politik nicht vermocht, viel 
zu ändern. Kredite und Stipendien gleichen 
Einkommensunterschiede zum Teil aus, 
aber wer aus einer finanzschwachen Familie 
stammt, ringt an der Hochschule mit Geld-
sorgen.  Die Chancenungleichheit beginnt 
im Kindesalter und wird von gesellschaft-
licher Zugehörigkeit und dem Einkommen 
der Familie bestimmt.

HOCHSCHULSITUATION

Schüler ohne Highschool-Abschluss haben 
kaum Chancen, einen Beruf mit guter Be-
zahlung und guten Arbeitsbedingungen zu 
ergreifen. Dafür sind Hochschulabschlüsse 
nötig, und studieren ist teuer. Alle Hoch-
schulen, egal ob öffentlich oder privat, er-
heben in den USA Studiengebühren. Diese 
ermöglichen es den Universitäten und Col-
leges, ihren Studenten gut gepflegte Grund-
stücke, teure Labore, gut ausgestattete Bib-
liotheken und diverse Dienstleistungen zu 
bieten.

Es gibt verschiedene Arten von Hoch-
schulen in den USA. Die angesehensten 
Universitäten sind international bekannte, 
private Universitäten wie Harvard, Prince-
ton oder Stanford. Als Nächstes kommen 
angesehene staatliche Universitäten, die 

auch gut sind. Sie alle leisten Spitzenfor-
schung. Die dritte Kategorie sind gewinn
orientierte „Diplomfabriken“, die kaum 
Forschung betreiben und keine hohen aka-
demischen Ansprüche haben. Ihre Namen 
sind überregional unbekannt.

Viele Amerikaner können sich teu-
re Hochschulen nicht leisten. Das College 
Board, eine Evaluierungsinstitution, gibt 
an, dass die durchschnittlichen Kosten 
8 600 Dollar pro Student für ein Jahr Voll-
zeitstudium an einer Universität im Studi-
enjahr 2018/2019 betrugen. An Elite-Uni-
versitäten wie Harvard, Princeton und Yale 
sind Summen von bis zu 50 000 Dollar pro 
Jahr normal. 

Die Schüler mit den besten High-
School-Abschlüssen werden automatisch 
an öffentlichen Universitäten angenom-
men, die durchschnittlich weniger als priva-
te Universitäten kosten. Studenten, die im 
eigenen Bundesstaat eine öffentliche Uni-
versität besuchen, zahlen normalerweise 
geringere Studiengebühren als Studenten, 
die aus anderen Bundesstaaten kommen. 
Viele junge Menschen nehmen Kredite auf, 
um studieren zu können, und verschulden 
sich damit für Jahrzehnte. Es ist möglich, 
aber schwierig, finanzielle Unterstützung zu 
bekommen. Man muss dafür viele bürokra-
tische Hürden überwinden. Die Schulden 
der Studenten sind zu einem brisanten po-
litischen Thema geworden, denn vielen fällt 
es schwer, die Kredite zu bedienen. 

Für Familien mit niedrigem Einkom-
men gibt es eine Vielzahl von Stipendien 
und Zuschüssen, die die Studiengebühren 
und die Lebenshaltungskosten abdecken 
sollen. Einige Studenten können von die-
sem System profitieren. Die Frau des ehe-
maligen US-Präsidenten Barack Obama, 
Michelle Obama, ist ein Beispiel dafür. Sie 
kommt aus einer Arbeiterfamilie in einem 
Schwarzenviertel von Chicago und hat es 
trotzdem geschafft, einen Jura-Abschluss 
an der Harvard University zu machen. Da-
nach arbeitete sie bei einer führenden An-
waltskanzlei.

Die hohen Gebühren für die Eliteschu-
len und -universitäten bedeuten aber, dass 
reiche, weiße Studenten die besten Chancen 
haben. Sie dominieren die Universitätskul-
tur. Farbige Studenten fühlen sich margi-
nalisiert. Einige Minderheitsschüler leiden 
unter dem sogenannten „Hochstapler-Syn-
drom“. Sie sind unsicher, ob sie wirklich an 
die Uni gehören.

Der Schwiegersohn von Präsident Do-
nald Trump, Jared Kushner, ist ein gutes 
Beispiel dafür, wie Privilegien in den USA 
funktionieren. Laut dem New York Maga-
zine spendete Kushners Vater Millionen 
von Dollar, um seinen Sohn nach Harvard 
schicken zu können. Sogar Kushners High-
School gab zu, dass er eigentlich für diese 
Spitzenuniversität unzureichend qualifi-
ziert war.

Das war vor 20 Jahren, aber die Situ-
ation hat sich nicht geändert. In den ver-
gangenen Wochen haben US-Medien einen 
umfangreichen Skandal über die Zulassung 
an Universitäten aufgedeckt, an dem etwa 
50 Personen, darunter 33 wohlhabende El-
tern, beteiligt sind. Die einfache Wahrheit 
ist, dass einige Eltern ihre Kinder durch 
Bestechung an die Hochschulen bringen, 
weil sie die Zulassungsbedingungen nicht 
erfüllen. Studierende ohne diese Art von 
Unterstützung müssen hart arbeiten und 
hervorragende Leistungen bringen, um auf-
genommen zu werden.

Quotierungen sind seit vielen Jahren 
ein kontroverses Thema. Ein Mindestan-
teil der Studierenden an den Universitäten 
muss den Minderheiten angehören. Konser-
vative behaupten, dass dies den Wettbewerb 
verzerre und weiße Schüler diskriminiere. 
Sie lehnen deshalb die Quotierungspolitik 
ab. Was sie willentlich übersehen, ist, dass 
der Großteil der weißen Studenten letztlich 
aufgrund von Familienzugehörigkeit, Wohl-
stand und systematischen Privilegien zuge-
lassen wird. 

An den privaten Eliteuniversitäten 
gibt es viele Studenten, die nicht wegen 
ihrer schulischen Leistungen dorthin ge-
kommen sind. Sie besetzen Studienplätze, 
die – ginge es nur um Leistung – anderen 
zustehen würden. 

LINK

National Center for Education Statistics: The 

Condition of Education 2018.

https://nces.ed.gov/pubs2018/2018144.pdf
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Manchen bleibt keine andere Wahl

Ein Standardargument in der Debatte über 
die Finanzierung der UN-Entwicklungsziele 
für Nachhaltigkeit (Sustainable Development 
Goals – SDGs) ist, die Privatwirtschaft 
müsse involviert werden, weil öffentliche 
Haushalte überfordert seien. Entsprechende 
Thesen werden auch mit Blick auf Bildungs-
ziele aufgestellt.

Von Hans Dembowski

Die Beraterfirma Caerus Capital veröffent-
liche 2017 einen Bericht mit dem Titel: 
„The Business of Education in Africa“. Die 
Autoren schätzten, dass seinerzeit 21 Pro-
zent der afrikanischen Kinder und Jugendli-
chen Privatschulen besuchten und dass die 
Quote bis 2021 auf 25 Prozent steigen werde. 
Der Investitionsbedarf betrug ihnen zufolge 
rund 20 Milliarden Dollar in fünf Jahren.

In Europa meinen viele Bürger, vor 
allem wenn sie eher dem linken Lager an-
gehören, private Bildung verschärfe soziale 
Ungleichheit. In Entwicklungsländern wird 
diese Skepsis nicht im gleichen Maße ge-
teilt. Der Grund ist, dass staatliche Schulen 
in Ländern mit hohen Einkommen meist 
zuverlässig arbeiten, in vielen Entwick-
lungsländern aber sehr schlecht sind.

Im Bericht heißt es über Entwick-
lungsländer: „Selbst wenn die Mittel aufge-
stockt werden, wird die öffentliche Hand auf 
Dauer weder genug Geld noch ausreichende 
Kapazitäten haben, um alleine zu agieren. 
Ergänzende Lösungen der Privatwirtschaft 
– ob profitorientiert oder gemeinnützig 
– können dazu beitragen, die Lücken zu 
füllen.“ Die Hauptprobleme seien Zugang, 
Qualität und Relevanz der Lehrpläne.

Der Report stellt mehrere Thesen auf:
●● Konkurrenz von Privatinstitutionen 

könne öffentlichen Einrichtungen zu besse-
ren Leistungen stimulieren.

●● Private Institutionen könnten Innova-
tionen einführen, die öffentliche Institutio-
nen später übernähmen.

●● Private Anbieter fokussierten stärker 
darauf, welche Kenntnisse der Arbeitsmarkt 
fordert.

●● Besonders schlecht seien häufig staat-
liche Hochschulen.

Der Report räumt ein, private Bildung 
könne soziale Ungerechtigkeit verschärfen, 
urteilt aber, die Vorteile überwögen ins-
gesamt die Nachteile. Der Staat habe drei 
Schlüsselrollen als „Wächter“, „Befähiger“ 
und „Partner“ aller Bildungseinrichtungen. 
Nötig sei stimmige Regulierung von priva-
ten und öffentlichen Schulen, und wichtig 
sei die Definition nationaler Lernziele.

Der Bericht entstand mit Förderung 
wichtiger Geberinstitutionen wie USAID, 
der Aga-Khan-Stiftung und dem britischen 
Entwicklungsministerium (Department for 
International Development – DfID). Ein in-
teressanter Aspekt ist, dass er informellen 
Bildungseinrichtungen große Bedeutung 
beimisst. Die Beraterfirma schätzt, dass re-
gulär registrierte Unternehmen nur etwa 
2 Milliarden der 20 Milliarden Dollar auf-
bringen dürften, die Afrika braucht. Aus 
ihrer Sicht kommen besonders örtliche 
Konzern-Konglomerate sowie internationa-
le Bildungsketten infrage.

Die International Finance Corporation 
(IFC) gehört zur Weltbank und fördert den 
Privatsektor. Sie veröffentlichte 2017 einen 
deutlich kürzeren Bericht mit ähnlichen 
Botschaften. Betont wird unter anderem die 

Bedeutung von „Slumschulen“. Angesichts 
starker Landflucht hinkten Stadtplanung 
und Infrastrukturentwicklung der Urbani-
sierung hinterher. Entsprechend hätten Be-
völkerungsgruppen in manchen der ärms-
ten Länder nur die Wahl zwischen „privater 
oder keiner Bildung“.

Die IFC-Autoren argumentieren zu-
dem, Eltern hätten in Privatschulen mehr 
Einfluss. Ihnen zufolge sind private Ein-
richtungen kosteneffizienter, zugleich aber 
für die Familie teurer. Im Hochschulsektor 
erkennt IFC ein großes Potenzial für inter-
netbasierte „Massive Open Online Courses“ 
und lobt Initiativen von privaten US-Elite
universitäten (MIT, Harvard, Stanford).

Die Ausführungen von Caerus und 
IFC sind plausibel. Ob sie empirisch richtig 
sind, steht auf einem anderen Blatt. Die IFC-
Autoren fordern mehr Forschung. Ihr Papier 
stützten sie großteils auf eine rigorose Me-
tastudie, die das DfID 2014 auf Basis empi-
rischer Veröffentlichungen anfertigen ließ.

Die Wissenschaftler testeten anhand 
der Daten mehrere Hypothesen. „Starke“ 
Belege fanden sie nur für eine: Der Unter-
richt ist in Privatschulen tatsächlich besser. 
Nur „moderate“ Evidenz fanden sie dagegen 
dafür:

●● dass Schüler in Privatschulen mehr 
lernten,

●● dass Privatschulen teurer seien oder
●● dass Behörden private Bildungsein-

richtungen kompetent überwachen und re-
gulieren könnten.

Was Geschlechtergerechtigkeit, Ver-
sorgung der armen Landbevölkerung und 
Verantwortung gegenüber Familien angeht, 
befanden die Autoren die Datenlage für kla-
re Aussagen für zu schwach.

LINKS

Caerus Capital, 2017: The business of 

education in Africa.

https://edafricareport.caeruscapital.co/

thebusinessofeducationinafrica.pdf

DfID, 2014: The role and impact of private 

schools in developing countries.

https://assets.publishing.service.gov.uk/

government/uploads/system/uploads/

attachment_data/file/439702/private-schools-

full-report.pdf

IFC, 2017: Private provision of education: 

opportunities for emerging markets.

http://documents.worldbank.org/curated/

en/661781489044945872/pdf/113246-BRI-EM-

Compass-Note-32-Education-PUBLIC.pdfTitel des Caerus-Reports. Fo
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Privater Profit, öffentlicher Verlust

Manche Ketten von gewinn
orientierten Privatschulen be-
haupten, sie dienten benachtei-
ligten Bevölkerungsgruppen. 
Experten zivilgesellschaft
licher Organisationen lehnen 
deren Geschäftsmodelle, die 
auf geringen Schulgebühren 
beruhen, ab. Der bekannteste 
Anbieter solcher Schulen ist 
Bridge International Acade-
mies aus den USA.

Die Global Campaign for 
Education ist ein Dachverband 
zivilgesellschaftlicher Orga-
nisationen. Mit redaktioneller 
Unterstützung von Oxfam und 
Action Aid veröffentlichte sie 
2016 eine Studie mit dem Titel 
„Private profit – public loss“. 
Ihr zufolge sind gewinnorien-
tierte Schulen mit niedrigen 
Gebühren keine angemessene 
Antwort auf die Grundschulkri-
se, die viele Länder mit niedri-
gen und mittleren Einkommen 
plagt. Ein Fazit lautet: „Weitere 
Investitionen in Privatschulen 
mit niedrigen Gebühren wären 
ein gefährliches Experiment, 
das eine Generation der ärms-
ten Kinder der Welt ihrer bes-
ten Chance, im Leben Erfolg zu 
haben, berauben könnte – mit 
langfristigen Folgen für das öf-
fentliche Bildungswesen.“

Die Fachleute räumen 
ein, staatliche Schulen seien 
in vielen Ländern ihren Aufga-
ben nicht gewachsen. Das liege 
allerdings an unzureichender 
Finanzierung. Folglich fordert 
der Bericht höhere Steuern 
und eine Finanzpolitik, die 
ausreichende Investitionen 
ermöglicht, um die Leistungs-
fähigkeit von Schulen sicher-
zustellen. In Ländern mit ho-
hen Einkommen funktioniere 
das öffentliche Bildungswesen 

nämlich meist gut und diene 
der überwältigenden Mehrheit 
der Bevölkerung.

Die Autoren halten es 
für ein Alarmzeichen, dass in 
entwickelten Ländern nur fünf 
Prozent der Grundschüler pri-
vate Einrichtungen besuch-
ten, die entsprechende Quote 
in Entwicklungsländern aber 
13 Prozent betrage. Derweil sei 
der öffentliche Sektor in einigen 
Ländern wie Taiwan, Thailand 
und Luxemburg dem privaten 
sogar überlegen. Anderswo sei-
en Privatschulen oft nicht gut, 

sondern nur nicht so schlecht 
wie dysfunktionale und ver-
nachlässigte Staatsschulen.

Bridge ist dem Bericht 
zufolge nicht die einzige prob-
lematische Schulkette. Genannt 
werden auch Omega in Ghana 
und APC auf den Philippinen. 
Ähnliche Marken gäbe es auch 
in Südafrika und Nigeria. In 
reichen Nationen erwarte nie-
mand, dass die Ärmsten Geld für 
Privatbildung ausgäben. Ihnen 
müssten öffentliche Dienstleis-
tungen gratis zur Verfügung ste-
hen. In vielen Entwicklungslän-
dern gelte das erst recht, denn 
die Staatsfinanzen stützten sich 
häufig auf Verbrauchs- und 
Mehrwertsteuern, die zu einem 

erheblichen Anteil von armen 
Menschen bezahlt würden.

Die Experten werteten 
empirische Untersuchungen 
aus und stellten fest, dass die 
Schulketten mit niedrigen 
Gebühren viele Erwartungen 
nicht erfüllten. Sie seien bei-
spielsweise für die Ärmsten 
nicht erschwinglich. Betroffene 
Familien hätten oft viele Kin-
der und könnten auch niedrige 
Gebühren nicht für alle bezah-
len. Viele Eltern würden zudem 
eher Geld für ihre Söhne als 
ihre Töchter ausgeben. Kinder 
mit Behinderungen würden 
erst recht vernachlässigt.

Generell wird angenom-
men, Privatschulen sein in-
novativer und hätten bessere 
Lehrer. Auch das stimmt dem 
Urteil der zivilgesellschaftli-
chen Experten nach nicht. Län-
der mit niedrigen Einkommen 
hätten ohnehin nicht genü-
gend ausgebildete Pädagogen, 
und an den Schulen der Billig-
ketten hätten Lehrkräfte oft gar 
keine Ausbildung. Es verschär-
fe die Probleme, dass deren 
Geschäftsmodelle auf Standar-
disierung und Skalenvorteile 
abzielten, was moderner, ler-
nendenzentrierten Pädagogik 
offensichtlich widerspreche.

Privatschulen sind aus 
Sicht der Autoren kein Mittel 
der Armutsbekämpfung. Ihr 
Urteil lautet: „Das Versagen 
öffentlicher Bildungsinstitutio-
nen ist nicht systemimmanent, 
sondern kann mit ausreichen-
der Finanzierung, starken Kon-
zepten und politischem Willen 
behoben werden.“

LINK

Global Campaign for Education, 

2016: Private profit – public loss.

https://www.

campaignforeducation.org/

en/2016/06/29/private-profit-

public-loss/Titel des Global Campaign for Education reports.
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   www.twitter.com/forumdc

Folgen Sie uns auf 
Twitter!

Wenn Sie wissen wollen, was auf unserer Website  passiert, können Sie uns auf Twitter folgen. 


